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§7
Im §18 Absätze 8, 9 und 10 sind die Wörter „Transport­

hindernis“ in „Hindernis“ zu ändern.

§ 8

(1) Der §25 Abs. 1 Buchst, b erhält folgende Fassung:
,,b) Kleincontainern und Paletten den Schadenersatz und 

die Sanktionen wie bei Verlust zu zahlen.“

(2) Der § 25 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Gehen dem Transportkunden übergebene Kleincon­

tainer, Paletten und Lademittel verloren, ist der Wiederbe-' 
schaffungspreis zu ersetzen; werden für die in Verlust ge­
ratenen Kleincontainer und Paletten gleichartige (gleiche 
Anzahl, gleiche Bauart) zur Verfügung gestellt, entfällt die 
Zahlung des Wiederbeschaffungspreises. Außerdem haben 
die Transportkunden

a) bei Verlust von Kleincontainern und Paletten neben 
dem Wiederbeschaffungspreis,

b) bei Rückgabe beschädigter Kleincontainer und Palet­
ten neben dem Schadenersatz,

c) bei nichtfristgemäßer Rückgabe von Paletten neben 
dem Verzögerungsgeld,

d) bei nichtfristgemäßer Rückgabe von Kleincontainern

die in den Verkehrsbestimmungen festgelegten Sanktionen 
zu zahlen. Stellt der Transportkunde bei Verlust von Klein­
containern und Paletten keine gleichartigen zur Verfügung, 
hat er bis zum Eingang der Verlustanzeige, bei der zustän­
digen Stückgutabfertigung Verzögerungsgeld zu zahlen. Bür­
ger und andere Transportkunden, die nicht dem Geltungs­
bereich des Vertragsgesetzes unterliegen, haben neben der 
Nutzungsentschädigung nur den Wiederbeschaffungspreis zu 
ersetzen.“

§9
Der § 27 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Den Anträgen sind die Beweismittel beizufügen, aus 

denen sich die Berechtigung des Anspruches ergibt. Bei An­
sprüchen der Transportkunden auf Schadenersatz sind ins­
besondere beizufügen:

a) der Frachtbrief (Blatt 1);
b) der Annahmeschein, wenn Gut und Frachtbrief (Blatt 1) 

fehlen;
c) der Annahmeschein bei Ansprüchen gemäß § 22 Abs. 6;
d) die „Benachrichtigung über fehlendes/besehädigtes Gut“ 

bzw. der „Bescheid zum Ablieferungsnachweis“;
e) die Ausfertigung der Tatbestandsaufnahme;
f) Belege zum Nachweis über Art und Höhe des Scha­

dens.
Bei den in den Buchstaben a bis e genannten Beweismitteln 
muß es sich um die Unterlagen handeln, die dem Transport­
kunden vom Transportbetrieb ausgehändigt wurden. Wenn 
zu einem Schadenersatzantrag eines der in den Buchstaben a 
bis f genannten Beweismittel fehlt, ist der Transportbetrieb 
verpflichtet, dem Transportkunden innerhalb von 30 Tagen 
mitzuteilen, welche weiteren Unterlagen bzw. Angaben zur 
Herbeiführung der Ordnungsmäßigkeit des Antrages' not­
wendig sind. Falls der Transportbetrieb dieser Pflicht nicht 
nachkommt, hat er später nicht das Recht, sich darauf zu 
berufen, daß der Schadenersatzantrag unvollständig war. 
Wenn der Transportkunde die Mitteilung über die Unvoll­
ständigkeit des Schadenersatzantrages zu einem Zeitpunkt 
erhalten hat, zu dem gemäß § 27 Abs. 7 die Frist für die 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen verstrichen 
ist oder gerechnet vom Tag des Erhalts der Mitteilung in­
nerhalb der nächsten 7 Tage verstreicht, kann der Transport­
kunde innerhalb von 14 Tagen die Vervollständigung des 
Antrages unabhängig vom Ablauf der Frist für die Geltend­
machung von Schadenersatzansprüchen vornehmen.“

§ 10

Der § 30 Abs. 5 erhält folgende Fassung:
„(5) Auf Sendungen, die im grenzüberschreitenden Trans­

port durchgehend abzufertigen sind, findet der § 6 dieser 
Anordnung Anwendung, soweit in den Verkehrsbestimmun­
gen für den internationalen Eisenbahnverkehr keine spe­
ziellen Regelungen getroffen sind. Der § 4 Abs. 1 Satz 1 so­
wie der § 7 dieser Anordnung finden keine Anwendung.“

§11
Nach § 42 wird folgender neuer Abschnitt IV mit den §§ 43 

bis 49 eingefügt:

„Abschnitt IV
Bestimmungen für den Transport durch die 

Binnenschiffahrt
§43

Grundsatz
Für den Stückguttransport durch die Binnenschiffahrt gel­

ten die Bestimmungen dieses Abschnitts. Soweit eine Re­
gelung in diesem Abschnitt nicht getroffen ist, finden die 
Bestimmungen des Abschnitts II mit Ausnahme des § 16 ent­
sprechende Anwendung.

§44
Transportpflicht

(1) Die Binnenreederei ist zum durchgehenden Transport 
vom Absender zum Empfänger verpflichtet, wenn

a) die Transportkunden die für den Transport geltenden 
Verkehrsbestimmungen einhalten;

b) der Transport in den vorhandenen Verkehrsverbindun­
gen zulässig und durchführbar ist;

c) der Umschlag mit den bei den Umschlagstellen verfüg­
baren Umschlagmitteln möglich ist.

Die Auflieferung bzw. Abholung von Gut direkt in den Hä­
fen ist Bürgern gestattet; anderen Transportkunden nur 
nach Entscheidung des Vorsitzenden des zuständigen Trans­
portausschusses.

(2) Das Abholen des Gutes beim Absender und das Zufüh­
ren des Gutes zum Empfänger erfolgen im festgelegten Ein­
zugsbereich im Rahmen des Frachtvertrages mit der Binnen­
reederei und in deren Auftrag durch einen Kraftverkehrsbe­
trieb.

(3) Die Verkehrsverbindungen, die in Abstimmung mit 
den Vorsitzenden der Bezirkstransportausschüsse festgeleg­
ten Einzugsbereiche für die Zuführung bzw. Abholung des 
Gutes durch Kraftverkehrsbetriebe, die Tage, an denen Bin­
nenschiffe verkehren (Verkehrstage), die Stückgutabferti­
gungen und die für sie zuständigen Häfen werden in Ver­
kehrsbestimmungen veröffentlicht.

(4) Gut von Absendern bzw. für Empfänger außerhalb 
festgelegter Einzugsbereiche wird nur transportiert, wenn 
die Transportkunden das Gut in den Häfen selbst aufliefern 
bzw. dort selbst abholen.

(5) Die Binnenreederei kann die Selbstverladung von Gut 
in bzw. die Selbstentladung von Gut aus Binnenschiffen in 
Häfen und an sonstigen Ladeplätzen zulassen. Hierüber ist 
ein Vertrag gemäß dem in den Verkehrsbestimmungen ver­
öffentlichten Muster abzuschließen.

§45

Zum Transport nicht oder bedingt zugelassene Güter

(1) Zum Transport sind nicht zugelassen:
a) die im § 6 Abs. 1 Buchstaben a bis e und h bis o ge­

nannten Güter;
b) Einzelstücke, deren Masse 3 t überschreitet;
c) Einzelstücke als Sendung mit einer Masse unter 100 kg;


